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Der NATO-Gipfel in Madrid hat Ende Juni den Beitritt Schwedens und Finnlands im Bündnis beschlossen – 
oder etwa nicht?

Ein schrecklicher Preis für die
NATO-Erweiterung
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Türkei, Finnland und Schweden unterzeichnen ein Abkommen zur finnischen und schwedi-
schen NATO-Mitgliedschaft. Von links nach rechts: Pekka Haavisto Außenminister von Finn-
land,, Mevlüt Çavuşoğlu Außenminister der Türkei, NATO Generalsekretär Jens Stoltenberg, 
Recep Tayyip Erdoğan Präsident der Türkei, Sauli Niinistö Präsident von Finnland und Magda-
lena Andersson Premierministerin Schwedens und Ann Linde Außenministerin von Schweden. 
(Foto: NATO / Flickr / CC BY-NC-ND 2.0)

Dieser Text wurde zuerst am 06.07.2022 auf www.infos-
perber.ch unter der URL <https://www.infosperber.ch/po-
litik/ein-schrecklicher-preis-fuer-die-nato-erweiterung> 
veröffentlicht. Lizenz: © Amalia van Gent, Inforperber.ch

Das Familienbild vom letzten NATO-
Gipfel in Madrid sollte vor allem Ei-
nigkeit unter Gleichen symbolisieren: 
Männer und Frauen, die ihre Differen-
zen durch friedliche Debatten lösen und 
schwierige Beschlüsse in Einigkeit tref-
fen. NATO-Generalsekretär Jens Stolten-
berg pries auf der abschließenden Pres-
sekonferenz wortreich die „ungebrochene 
Geschlossenheit aller 30 Mitgliedsstaa-
ten“ an und nannte das neue Strategie-
papier, das Russland erstmals „als größ-
te und unmittelbarste Bedrohung für die 
Sicherheit der Verbündeten und für Frie-
den und Stabilität im euro-atlantischen 
Raum“ bezeichnet, wegweisend. Er be-
grüßte die Erweiterung des Bündnisses 
um zwei Mitglieder, namentlich Schwe-
den und Finnland. Dass die Norderwei-
terung in erster Linie dank seinen uner-

müdlichen Bemühungen gelungen war, 
machte ihn offenkundig stolz.

Zur selben Stunde und unweit vom NA-
TO-Generalsekretär beteuerte der türki-
sche Präsident Recep Tayyip Erdoğan der 
Presse seines Landes, dass der Beitritt der 
beiden NATO-Anwärter keineswegs be-
schlossene Sache sei: „Das unterzeich-
nete Abkommen ist nur ein Anfang, eine 
Einladung“, sagte der Gast aus dem Os-
ten. Wie er ausführte, müssten Schweden 
und Finnland zunächst ihren Zusagen treu 
bleiben. Andernfalls würden ihre Mit-
gliedschaften dem türkischen Parlament 
nicht zur Abstimmung vorgelegt. „Dieses 
Abkommen wird nicht zustande kommen, 
wenn es nicht von unserem Parlament ge-
billigt wird“, sagte er. Auch Erdoğan war 
in triumphaler Laune.

Was trifft in Wirklichkeit also zu?



2 Publiziert auf Free21 am 18.07.2022, 6:00 Uhr

Krieg & Geopolitik

Angst vor einer  
neuen Repressionswelle

Seitdem die beiden skandinavischen 
Länder Mitte Mai beschlossen haben, 
ihre historische Neutralität aufzugeben 
und eine Mitgliedschaft in der NATO 
anzustreben, ist die Türkei zum Züng-
lein an der Waage geworden. Die Regie-
rung Erdoğan droht, ein Veto gegen de-
ren Mitgliedschaft einzulegen und stellt 
Helsinki und Stockholm einen immer 
höheren Preis für ein Ja in Aussicht. Es 
ist bezeichnend, dass Ankara vor dem 
Gipfel in Madrid von Schweden und 
Finnland etwa die Auslieferung von 33 
angeblichen „Terroristen“ forderte — 
und nach Madrid die Zahl auf 73 Per-
sonen erhöhte.

In beiden Ländern, insbesondere in 
Schweden, sind große kurdische Gemein-
den zuhause. Die beispielhaft liberale Ge-
setzgebung und der Rechtsstaat in Skan-
dinavien wirkte für Verfolgte aus aller 
Welt wie ein Magnet. Nach Madrid ma-
che sich Verunsicherung unter den kur-
disch-stämmigen Schweden breit, ihre 
Angst sei beinah greifbar, kommentier-
te der renommierte türkische Journalist 
Cengiz Candar, auch er ein Exilant. Die 
kurdisch-stämmigen Schweden fühlten 
sich nun von ihrer neuen Heimat verra-
ten. Sie lebe in Schweden seit 25 Jahren, 
sagte die aus dem Iran stammende, un-
abhängige kurdisch-schwedische Abge-

ordnete Amineh Kakabaveh. „Nie zuvor 
habe ich so viel Angst gespürt wie in den 
letzten Tagen nach Madrid“. Sie war über 
das in Madrid unterzeichnete trilaterale 
Memorandum zwischen Schweden, Finn-
land und der Türkei entsetzt.

Dieser „Deal“ verunsichert inzwischen 
nicht nur die Bürger mit Migrationshin-
tergrund, sondern die Gesellschaften 
beider skandinavischen Länder in ihrem 
Selbstverständnis. Wie konnte es gesche-
hen, dass ihre Regierung sich mit „einem 
Autokraten wie Erdoğan zusammensetzt, 
um über die Prinzipien des schwedischen 
Rechtsstaats zu verhandeln?“, wunderte 
sich die ehemalige Vize-Regierungsche-
fin Lena Hjelm-Wallen. Auch sie empfand 
den Madrider Deal verstörend.

Eine Vereinbarung nach  
Erdoğans Gusto

Das wichtigste Ergebnis dieser Vereinba-
rung sei die „Aufhebung des von Schwe-
den und Finnland gegen die Türkei ver-
hängten Waffenembargos“, schreibt die 
einflussreiche, türkische Journalistin Na-
gehan Alci aus Erdoğans Hof. Europäi-
sche Länder verhängten 2019 ein Waf-
fenembargo gegen die Türkei, nachdem 
türkische Truppen zum dritten Mal völ-
kerrechtswidrig in das von Kurden be-
siedelte Nordsyrien einmarschiert wa-
ren, Abertausende Zivilisten in die Flucht 

getrieben und Teile des Nachbarlandes 
besetzt hatten. Seither hat die türkische 
Armee das syrische Territorium nie ver-
lassen. Sie bombardiert weiterhin Dör-
fer und Kleinstädte und zerstört täglich 
die Lebensgrundlage von Zivilisten. Den-
noch hat der Gipfel in Madrid beschlos-
sen, das Waffenembargo gegen die Tür-
kei aufzuheben.

Die NATO-Mitgliedstaaten schienen zu 
vergessen, dass Erdoğans rechtsradikale 
Regierung in der Türkei den Rechtsstaat 
systematisch ausgehöhlt hat und Aber-
tausende politische Gefangene, etwa den 
Mäzen Osman Kavala und den Kurden-
führer Selahaddin Demirtas, seit Jahren 

willkürlich hinter Gitter hält.

Vergessen scheint auch, dass Anka-
ra den EU-Mitgliedstaaten Griechen-
land und Zypern mit Krieg droht und in 
Nord-Syrien und Nord-Irak völkerrechts-
widrig Krieg führt. Um die Türkei in der 
Ukraine-Frage bei Laune zu halten, be-
schloss der NATO-Gipfel mit dem Se-
gen der USA, die Türkei Erdoğans weiß 
zu waschen.

Kriminalisierte Helden

Zum ersten Mal wurde die kurdische 
Bewegung Nordsyriens kriminalisiert. 

Die Türkei versucht eine 30 km lange „Sicher-
heitszone in Nordsyrien zu errichten“. Gestri-
chelte Linie. 
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Zwar galt die Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK), die seit 1984 in der Türkei einen 
Krieg um Selbstbestimmung der über 
15 Millionen Kurden des Landes führt, 
in Schweden und Finnland bereits als 
Terrororganisation. Nun aber werden 
auch die kurdischen Volksschutzein-
heiten (YPG) und ihr politischer Arm 
(PYD) zu Terroristen definiert. Der achte 
Artikel des Memorandums verpflichtet 
Schweden und Finnland dazu, „die not-
wendigen, bilateralen rechtlichen Rah-
menbedingungen zu schaffen, um die 
Auslieferung und die Zusammenarbeit 
im Sicherheitsbereich zu erleichtern“. 
Kurz gesagt: Der schwedische Nach-
richtendienst Sapo und der türkische 
Geheimdienst MIT sollen künftig en-
ger zusammenarbeiten, um Dissidenten 
respektive „Terroristen“ in Skandinavi-
en ausfindig zu machen und/oder aus-
zuliefern.

Es mutet absurd an: Bei den kurdischen 
Milizen (YPG) handelt es sich um jene 
jungen Männer und Frauen, die zwischen 
2015 und 2019 den fanatischen Dschiha-
disten des islamistischen Staates IS die 
Stirn boten und in enger Zusammenar-
beit mit den USA und anderen europä-
ischen Ländern diese besiegten. Bis zu 
30.000 Opfer und nochmals so viele teils 
schwer Verletzte kostete sie der Sieg über 
die Islamisten. Und weil damals der IS 
auch eine ernsthafte Bedrohung für Eu-
ropa war, wurden die bewaffneten kur-
dischen Frauen und Männer als Helden 
gefeiert. 

Erdoğan habe „in Madrid alles erhal-
ten, was er wollte“, kommentierte die 
Journalistin Nagehan Alci. Von „demü-
tigenden Zugeständnissen Schwedens und 
Finnlands“ und von zynischer Doppelmo-
ral ist unter Kritikern die Rede. 

Um den Autokraten Putin zu schwächen, 
wurde der Autokrat Erdoğan innen- und 

aussenpolitisch gestärkt. 

Die Logik der Männer und Frauen, die 
in Madrid mit dem Versprechen angetre-
ten waren, weltweit die Demokratie ge-
gen die Despotie zu verteidigen, erscheint 
schleierhaft.

Die Türkei werde nach diesem Gip-
fel einen „schrecklichen Preis für das 
grüne Licht für die Erweiterung ver-
langen“, befürchtet Simon A. Waldman, 
Forschungsstipendiat am King’s College 
London. Präsident Erdoğan wird dem-
nach von Stockholm und Helsinki erwar-
ten, dass sie einen künftigen türkischen 
Einmarsch in Syrien gegen die kurdi-
schen Volksschutzeinheiten (YPG) un-
terstützen und seine Pläne zur Zwangs-
umsiedlung von einer Million syrischer 
Flüchtlinge aus der Türkei in die angeb-
lich befreiten Gebiete Nordsyriens gut-
heißen. Er werde ferner erwarten, dass 
die Skandinavier Dutzende von Personen 
ausliefern, die er für Terroristen hält, und 
dass die NATO zur schlechten Menschen-
rechtsbilanz der Türkei eisern schweigt, 
so Waldmans Analyse für die israelische 
Zeitung Haaretz. „Jedes Zaudern in die-
sen Fragen wird als Beweis für Boshaf-
tigkeit, wenn nicht gar Verrat ausgelegt.“

Bittere Oliven von Afrin

Verrat ist in der Geschichte der schät-
zungsweise 35 Millionen Kurden keine 
unbekannte Komponente. Allein in den 
letzten vier Jahren wurden die Kurden 
Syriens von ihren wichtigsten Alliierten 
links liegen gelassen. 2018 hat „Putin die 
kurdische Provinz Afrin an Erdoğan ver-
scherbelt für ein gemeinsames Pipeline-
projekt, einen russischen Atomreaktor 
sowie für das S-400 Luftabwehrsystem“, 
schreibt Thomas Konicz in konkret. „Der 
Kreml hoffte, damit die Herauslösung der 
Türkei aus dem westlichen Bündnissys-
tem befördern zu können“ – vergeblich. 
Stattdessen fand in der ehemals blühen-
den kurdischen Universitätsstadt eine sys-
tematische ethnische Säuberung statt: Die 

Kurden, traditionell die überwältigende 
Bevölkerungsmehrheit, stellen heute nach 
eigenen Angaben nur noch 25 Prozent der 
Bevölkerung.

Menschenrechtsorganisationen wie Hu-
man Rights Watch warnen seither immer 
wieder, dass willkürliche Enteignungen, 
massenhafte Entführungen und Verge-
waltigungen den Alltag der Provinz be-
stimmten. In diesem Gebiet, in dem unab-
hängigen Journalisten der Zugang streng 
verwehrt wird, soll das Erdogan-Regime 
ein Netz von Geheimgefängnissen un-
terhalten, berichtete unlängst die Jerusa-
lem Post. Dort beginge die Türkei syste-
matisch „furchtbare Verbrechen“ gegen 
Oppositionelle und Zivilisten. Von den 
nahezu 9.000 Opfern dieses türkischen 
Foltersystems in Nordsyrien seien 1.500 
verschwunden, so die Jerusalem Post. Da-
für gelangen Afrins berühmte Oliven, seit 
je das Hauptprodukt der Provinz, jährlich 
in westliche Supermärkte und auf diese 
Weise manchmal auch auf unsere Tische 
– als türkisches Produkt markiert. Ähn-
lichkeiten zwischen Afrins Oliven und 
dem geraubten Getreide aus der Ukrai-
ne werden zurückgewiesen.

Glaubwürdigkeit verloren

Ein Jahr nach Afrin gab US-Präsident 
Donald Trump grünes Licht für die zwei-
te völkerrechtswidrige Operation der Tür-
kei in Nordsyrien. Mit diesem geopoliti-
schen Schachzug hoffte er, die Türkei von 
den Fängen Moskaus in den Schoss der 
westlichen Allianz zurückholen zu kön-
nen. Städte und Dörfer wurden abermals 
gnadenlos bombardiert und Abertausen-
de Zivilisten erneut vertrieben.

Und die Kurden? „In den Augen der 
Menschen verliert das westliche Gerede 
von Werten und Moral jede Glaubwür-
digkeit“, sagt Kamal Sido, der Nahostex-
perte der „Gesellschaft für bedrohte Völ-
ker“. „Sie haben kaum eine andere Wahl, 
als zu resignieren.“


